
 
Rechtsstaatlichkeit: Anwendung von neuem
Mechanismus notfalls einklagen
 
Das Parlament warnt die EU-Kommission vor einer Klage, falls sie die Anwendung der
Konditionalitätsregelung zum Schutz des EU-Haushalts weiter verzögert.
 
Die  Abgeordneten  erinnern  in  der  am  Donnerstag  mit  529  gegen  148  Stimmen  bei  10
Enthaltungen  verabschiedeten  Entschließung  daran,  dass  Verstöße  gegen  das
Rechtsstaatsprinzip in  den Mitgliedstaaten die wirtschaftliche Führung des EU-Haushalts
beeinträchtigen  können.  Sie  warnen die  Europäische  Kommission,  dass,  wenn sie  ihren
Verpflichtungen  aus  der  Verordnung  über  die  Konditionalität  im  Hinblick  auf  die
Rechtsstaatlichkeit  nicht  nachkommt,  d.h.  alle  geeigneten  Maßnahmen  zum Schutz  der
finanziellen Interessen der Union und der Werte der EU zu ergreifen, das Parlament „dies als
Untätigkeit  betrachten und in  der  Folge gemäß Artikel  265 AEUV gegen die Kommission
vorgehen wird“.
 
Die Abgeordneten bestehen darauf,  dass die entsprechenden Regeln angewandt werden
müssen, was „nicht von der Annahme von Leitlinien abhängig gemacht werden kann", die die
Kommission nach eigenen Angaben in Vorbereitung hat. In der Entschließung wird jedoch
betont, dass, falls die Kommission solche Leitlinien für notwendig erachtet, diese bis zum 1.
Juni 2021 fertig sein müssen und dass das Parlament vor ihrer Annahme konsultiert werden
sollte.  Die  Abgeordneten  unterstreichen,  wie  wichtig  es  ist,  die  Verordnung  über  die
Konditionalität unmittelbar anzuwenden, insbesondere im Zusammenhang mit der Auszahlung
der Mittel im Rahmen des Aufbauinstruments NextGenerationEU.
 
Hintergrundinformationen 
 
Die Entschließung schließt an die Debatte der vorangegangenen Plenartagung an, in der die
Abgeordneten erneut unterstrichen , dass die neuen Regeln am 1. Januar 2021 in Kraft treten.
 
Fast alle Redner in dieser Debatte bekräftigten, dass die Verordnung rechtlich bindend ist, im
Gegensatz zu den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates zu diesem Thema, und trotz
der  laufenden  Klagen  vor  dem  EuGH,  die  keine  aufschiebende  Wirkung  haben.  Der
Konditionalitäts-Mechanismus im Hinblick auf die Rechtsstaatlichkeit ist ein neues Instrument,
das  EU-Gelder  vor  Missbrauch  durch  EU-Regierungen  schützen  soll,  die  sich  nicht  an
rechtsstaatliche  Prinzipien  halten.
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https://eur-lex.europa.eu/eli/treaty/teu_2012/art_2/oj?uri=CELEX:12012M002
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:12016E265
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.LI.2020.433.01.0001.01.DEU
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20210304IPR99233/rechtsstaatlichkeit-eu-kommission-muss-haushaltskonditionalitat-rasch-einsetzen
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201215IPR94024/rechtsstaatlichkeitsmechanismus-gilt-ohne-weitere-verzogerung-ab-dem-1-januar
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/11/european-council-conclusions-10-11-december-2020/


Kontakt 
 
 

Weitere Informationen
Der verabschiedete Text wird hier verfügbar sein
Plenardebatte zum Konditionalitätsmechanismus für Rechtsstaatlichkeit (Video 11.03.2021)
Allgemeine Regelung der Konditionalität zum Schutz des Unionshaushalts
EP-Hintergrundinformationen - “Protection of the Union's budget in case of 'rule of law'
deficiencies” (Dezember 2020, auf Englisch)
Legislativfahrplan (auf Englisch)
Verfahrensschritte
Haushaltskontrollausschuss
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-03-25-TOC_EN.html
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/application-of-regulation-ec-20202092-the-rule-of-law-conditionality-mechanism-opening-statement-by-commission_I203259-V_v
https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/long-term-eu-budget/2021-2027/spending/conditionality-regime_de
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282020%29659409
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282020%29659409
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-new-boost-for-jobs-growth-and-investment/file-mff-protection-of-eu-budget-in-case-of-rule-of-law-deficiencies
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2021/2582(RSP)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/committees/de/cont/home.html
http://www.europarl.europa.eu/committees/de/libe/home.html
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/
https://twitter.com/EP_BudgControl
https://twitter.com/EPinDeutschland
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